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AufGrurtdlage des § 5 Abs. 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) wird
öffentlich bekannt gegeben:

Die BMR energy solutions GmbH, Berliner Ring 11,52511 Geilenkirchen, beantragt nach § 9 des
Bundes-lmmissionsschutzgesetzes (BlmSchG) die Erteilung von Vorbescheiden für zwei Wind-
energieanlagen (WEA 11 und 12) des Typs Nordex N163/6.X mit 7,0 MW Nennleistung, 164 m
Nabenhöhe und einem Rotordurchmesservon 163 m gemäß Ziffer 1.6.2 der Vierten Verordnung
zur Durchführung des Bundes-lmmissionsschutzgesetzes - Verordnung über genehmjgungsbe-
dürftige Anlagen-(4. B ImSchV) in Erkelenz im WindparkGolkrath, außerhalb einer Vorrangzone
auf den Grundstücken Gemarkung Golkrath, Flur 3, Flurstück 45 und Flur 15, Flurstück 72.
Die Antragsgegenstände beziehen sich darauf, ob die Vorhaben planungsrechtlich zulässig sind,
die Betreiberpflichten nach § 5 Abs. l Nr. l BlmSchG hinsichtlich der vorhabenbedingten Aus-
Wirkungen von Turbulenzen (Nachlaufströmung) einhalten und ob die Vorhaben nicht die Stand-
Sicherheit anderer baulicher Anlagen (§ 12 Abs. l Satz 2 BauO NRW) gefährden.

Innerhalb des Plangebietes des Windparks Golkrath, in welchem die beantragten zwei Wind-
energieanlagen liegen, wurden bereits neun Windenergieanlagen im Rahmen von Vorbeschei-
den planungsrechtlich genehmigt. Angrenzend an das Plangebiet befindet sich südwestlich der
Windpark Doveren (Stadtgebiet Hückelhoven) mit insgesamt fü nf Windenergieanlagen. Die Ein-
Wirkungsbereiche dieser 16 Anlagen überschneiden sich teilweise.
Mangels funktionalen Zusammenhangs der Windenergieanlagen dieser beiden Windparks bil-
den lediglich die elf Windenergieanlagen im Windpark Golkrath für sich allein eine Windfarm im
Sinne des §2 Abs. 5 UVPG.

Die zwei beantragten Windenergieanlagen werden gemäß § 9 UVPG als Erweiterung (bzw. An-
derung) derWindfarm im Windpark Golkrath mit bislang neun Anlagen betrachtet. Da für diesen
Vorhabenbereich noch keine Umweltverträglichkeitsprüfung(UVP) durchgeführt wurde, ist für
die Änderung eine Betrachtung nach § 9 Abs. 2 UVPG maßgebend. Die Größenordnung gemäß
Nr. 1.6.2 der Anlage l des UVPG gibt eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalles vor, in welcher
untersucht wird, ob das Anderungsvorhaben erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen ha-
ben kann.

Der Prüfumfang der allgemeinen Vorprüfung wurden auf die vorgenannten Prüfgegenstände
beschränkt. Eine abschließende Betrachtung der Auswirkungen auf die Schutzgüter im Sinne
des UVPG wird im Rahmen der UVP-Vorprüfung im anschließenden immissionsschutzrechtli-
chen Genehmigungsverfahren nach § 4 BlmSchG erfolgen.

Unter Zugrundelegung der einschlägigen Kriterien gemäß Anlage 3 des UVPG hat die im Rah-
men der Vorbescheidverfahren erfolgten allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalls gemäß § 9
Abs. 2 UVPG ergeben, dass erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen auf die Schutzgüter
nicht zu erwarten sind und somit keine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen ist.

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar.



Heinsberg, den 26.11.2024
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